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Novelle Chemikalien-, Wasserrechts- und Abfallwirtschaftsgesetz; STELLUNGNAHME 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Wirtschaftskammer Österreich dankt für die Übermittlung des Entwurfs für ein "Bun­
desgesetz, mit dem das Chemikaliengesetz 1996, das Wasserrechtsgesetz 1959 und das Ab­
faUwirtschaftsgesetz 2002 geändert werden" und nimmt dazu wie folgt Stellung: 

Artikel 1 - Chemikaliengesetz 1996 

Zu Z 6 und 7: 

Der Verweis auf die Stoffrichtlinie (§ 3) wird gestrichen und § 4 auf einen Verweis auf die 
CLP-VO reduziert. Damit entsteht ein dynamischer Verweis zur CLP-VO, der gewährleistet, 
dass der Gefährlichkeitsbegriff des ChemG dem der CLP-VO entspricht. Diese Änderung 
werten wir positiv. 

Zu Z 16: 
Positiv zu sehen ist die KlarsteIlung in § 5 Abs 3 Z 4. Damit wird die nationale Beschränkung 
"Giftrecht" etwas praxisnaher für Erzeugnisse, die den Tabakerzeugnissen verwandt sind, 
(zB Nikotin für E-Zigaretten) gestaltet. 

Solche Problemstellungen ergeben sich allerdings nur dadurch, da an dieser nationalen 
Sonderregetung festgehalten wird. Im Rahmen eines geordneten Beschränkungsverfahrens 
nach Titel VIII, REACH-VO wäre zu erwarten, dass im Rahmen der öffentlichen Konsultation 
bzw der RAC, SEAC und Forum Diskussionen solche Problemstellungen behandelt und pas­
send gelöst werden würden. So könnten geeignete Ausnahmen bereits vorab gesetzt wer­
den. 

Wir schlagen im Sinne des erklärten Ziels der Bundesregierung, nämlich der Verwaltungs­
vereinfachung und Entbürokratisierung, vor, gewerbliche Verwender und die Abgabe an ge­
werbliche Abnehmer von den Regelungen des 111. Abschnittes, ChemG 1996, ganzheitlich 
auszu�hmen. Vergleicht man die rechtlichen Rahmenbedingungen in Österreich mit jenen 
anderer EU-Mitgliedstaaten, so sind wir der Überzeugung, dass das Giftrecht in der jetzigen 
Form keine Verbesserung der Sicherheit beim Umgang mit diesen Stoffen bringt. Für uns ist 
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nicht zu erkennen, dass trotz dem derzeit gültigem nationalen Giftrecht die Anzahl der 
Vergiftungen in Österreich gegenüber anderen EU-Mitgliedstaaten signifikant geringer 
wäre_ Die Vergiftungsfälle in Österreich betreffen im Wesentlichen das unbeabsichtigte 
Verschlucken von Wasch- und Reinigungsmitteln oder die missbräuchliche Verwendung von 
Lösemitteln oder Produkten mit Lösemitteln_ Gleichzeitig entsteht jedoch ein erhöhter ad­
ministrativer Aufwand für den Bezug und die Verarbeitung von Stoffen bzw. Gemischen. 
Heimische Betriebe sind durch dieses "Gold Plating" gegenüber ihren Mitbewerbern in an­
deren EU-Mitgliedstaaten schlechter gestellt. 

Auf Grund der umfassenden EU-Regelungsinstrumente für Chemikalien, wie zB der REACH -
oder CLP-Verordnung, sind die gewerbliche oder industrielle Verwendung von giftigen Stof­
fen bzw. Gemischen in der derzeitigen Regetungsdichte schlichtweg überholt. Passende 
Bestimmungen für den Umgang mit diesen, sowie Schulungs- und Dokumentationsanforde­
rungen finden sich ohnedies in anderen Rechtsvorschriften. 

Zu Z 27: 

Diese Regelung ist unserer Meinung nach obsolet, da die Prüfungsbestimmungen für die 
Einstufung und Kennzeichnung auf internationalen (OECD, UN) oder EU (PrüfmethodenVO) 
Methoden beruhen. Damit wäre § 21 Abs 6 nicht notwendig und könnte gestrichen werden. 

Zu Z 29: 

Der bereits jetzt bestehende Text tautet: 

"Gefährliche Stoffe und gefährliche Gemische dürfen nur in Verkehr gebracht wer­
den, wenn sie entsprechend Titel 111 der CLP-V gekennzeichnet sind. Die Kennzeich­
nung ist deutlich sicht- und lesbar und dauerhaft auf jeder Verpackung anzubrin­
gen. " 

Gemäß Art 33 CLP ist die CLP-Kennzeichnung jedoch nicht immer auf JEDER Verpackung 
notwendig. (zB transportrechtlich gekennzeichnete Außenverpackung). Auch kann im Fall 
einer einzigen Verpackung, das Gefahrensymbol durch den Gefahrzettel ersetzt werden. 
Hier steht JEDE Verpackung im Widerspruch zu Titel III CLP. Damit sollte der Absatz kor­
rekt heißen: 

"Gefährliche Stoffe und gefährliche Gemische dürfen nur in Verkehr gebracht wer­
den, wenn sie entsprechend Titel 111 der CLP-V gekennzeichnet sind. Die Kennzeich­
nung ist deutlich sicht- und lesbar und dauerhaft auf der Verpackung anzubrin­
gen." 

Zu Z 41: 

Damit sollen die neuen Regelungen nach Art 45 der CLP-VO umgesetzt und die bisherige 
"SDB-Meldung" ersetzt werden. Dabei handelt es sich um eine Meldung für Gemische und 
in diesem Sinne sollte § 54 grundlegender geändert werden, in dem die Bezüge zu "Stoff" 
und "Erzeugnisse" gestrichen werden. 

Die bisherige Meldung der SDB erfolgte an die UBA GmbH. Die österreichische Wirtschaft 
hat dabei beobachtet, dass die Einpflege dieser Informationen sehr langwierig war (durch­
aus auch länger als 6 Monate) und der Informationsfluss zwischen UBA und VIZ nur sehr ein­
geschränkt war. Deshalb wurde seitens der WKÖ bisher empfohlen, die SDB auch an die VIZ 
zu übermitteln. Das war deshalb sinnvoll, da die VIZ-Nummer nach § 25 Abs 4, ChemG 1996 
bereits jetzt im SDB anzugeben ist und die VIZ ohne SDB-Information nur eingeschränkt 
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über Gemische, die in Österreich am Markt sind, Bescheid wissen würde. Deshalb, und da 
die gemeldeten Informationen vorrangig dieser in ihrer täglichen Arbeit dienen sollen, 
wäre unserer Meinung nach eine direkte Beauftragung der VIZ als Meldestelle sinnvoller. 
Für statistische Zwecke, die im Rahmen der CLP-YO möglich sind, kann die UBA GmbH 
problemlos die Informationen von der VIZ bzw. von der ECHA anfordern. 

Auch ist der letzte Satz in § 54 Abs 4 zu streichen: 
"Importeure und nacHgescHa/tete Anwender haben SicHerheitsfiatenslätter fi:ir Ge 
mische, die einen StoHgemiifo Art 31 Ass 1 Iit b oder C der REACH VenthBlten, 50 

wie fi,ir GemiscHe) für die gemäfl Art 31 Ass 3 der Rf,6,CH V Sicherheitsdatenblätter 
zu erstellen sind, vor dem erstmaligen Jnv.erkeHrbringen in elektroniSCHer Form 

dem Bundesminister für NachHaLtigkeit und TOlolrismlolS im Wege der Umweltblolndes 
amt GmbH zu übermitteln. " 

Doppelregelungen zur Übermittlung von Sicherheitsdatenblättern bzw. Rezepturmeldungen 
nach Art 45 CLP lehnen wir ab. Dies führt zu wesentlich erhöhtem Aufwand bei den Verant­
wortlichen aber auch bei den Behörden, da zwei Datenbanken parallel zu verarbeiten wä­
ren. Auch wenn es dem derzeitigen Stand entspricht, ist eine Meldung von ungefährlichen 
Gemischen keinesfalls für die Notfallauskunft oder statische Analyse notwendig, 

Zusätzliche Notwendigkeit: 
Im Falle, dass unserem Vorschlag zu Ziffer 16 (Abschaffung des 111. Anhang für gewerbliche 
Verwender/Abnehmer) nicht gefolgt wird, ist ein Mechanismus, der eine Übergangsphase 
ermöglicht, wenn Stoffe und Gemische in Selbsteinstufung in eine für den 111. Abschnitt re­
levante Kategorie eingestuft werden, d.h. zu Giften werden, notwendig, Die nationale Ein­
stufung als Gift kann eine Vielzahl an Verpflichtungen in Österreich mit sich bringen, so zB 
ist die Abgabe von Giften ein reglementiertes Gewerbe bzw. müssen chemikalienrechtliche 
Voraussetzungen erfüllt werden. Von einem Tag auf den anderen ist es praktisch nicht 
möglich, diese Anpassungen durchzuführen. Dafür bedarf es Zeit. 

Als rechtliche Möglichkeit für eine solche Frist schlagen wir vor, dass Akteure, die Stoffe 
und Gemische, die als Gift eingestuft sind, für einen Zeitraum von zB 12 Monaten vorüber­
gehend nicht vom 111. Abschnitt des ChemG erfasst sind. Dazu schlagen wir folgenden neuen 
Absatz in § 5 vor: 

,, (6) Für Erwerber, die ein Gift berufsmäßig verwenden, findet der Ilf. Abschnitt in 
den ersten 12 Monaten nach dem erstmaligen Erwerb dieses Giftes keine Anwen­
dung. Davon umfasst ist auch der Abgeber des betroffenen Giftes." 

Artikel 2 - Wasserrechtsgesetz 1959 

Wir regen an, ein offensichtliches Redaktionsversehen, das bei der letzten WRG-Novelle 
passiert ist, zu reparieren. Mit der Novelle BGBI I 2017/58 wurde in § 23a WRG die Möglich­
keit eröffnet, dass nicht nur Ziviltechniker die Funktion des Talsperrenverantwortlichen 
übernehmen können, sondern auch Gewerbetreibende. Diesbezüglich verweist das Gesetz 
auf § 134 GewO (Ingenieurbüros) als auch auf § 1 ZTG, .Nachdem der Baumeister zu sämtli­
chen Tätigkeiten befugt 1st, die einem Ingenieurbüro für Kulturtechnik und Wasserwirt­
schaft zukommen, wurde offenbar irrtümlich vergessen, auch auf § 99 GewO (Baumeister) 
zu verweisen. Der guten Ordnung halber sei ergänzt, dass Ingenieurbüros auf dem Gebiet 
des Bauwesens ohnehin nicht begründet werden dürfen, weil diese Tätigkeiten dem Bau­
meister zukommen (§ 134 Abs 3 GewO). Wir ersuchen deshalb um Richtigstellung des Ver­
weises (dh Ergänzung des § 99 GewO) in § Z3a Abs Z WRG. , . 
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Artikel 3 - Abfallwirtschaftsgesetz 2002 

Die vorliegende Novelle wäre eine gute Gelegenheit dazu gewesen, die im Entwurf der 
AWG-Novelle aus 2015 bzw. im Rahmen des Verwaltungsreformengesetzes vorgelegten Oe­
regulierungsvorschläge umzusetzen. In diesem Zusammenhang verweisen wir auch auf die 
von uns im Zuge des Begutachtungsverfahrens zur AWG Novelle aus 2018 (Datenschutzan­
passung) wiederholt eingebrachten Änderungsvorschtäge zur Deregulierung und Bürokratie­
abbau. 

Dr. Christoph Leitl 
Präsident 

, -. 

F undliehe Grüße 
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Generatsekretärin 

15/SN-26/ME XXVI. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version)4 von 4

www.parlament.gv.at




